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Mandanten-Checkliste zum Jahresende 2008 
Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser, 
auch im Jahr 2008 macht der Steuergesetzgeber 
wieder einmal durch zahlreiche gesetzliche 
Neuregelungen auf sich in besonderer Art und Weise 
aufmerksam. In diesem Zusammenhang wäre zunächst 
einmal das Eigenheimzulagengesetz zu nennen, mit 
dem die selbstgenutzte Wohnung erstmals in 
akzeptabler Weise in die „Riester-Förderung“ 
einbezogen wird. Aber auch mit dem 
Jahressteuergesetz 2009 sollen Vorschriften in 22 
Gesetzen bzw. Verordnungen geändert werden. Die 
Bundesregierung hat am 18.06.2008 den ent-
sprechenden Gesetzesentwurf beschlossen. Die 
endgültige Verabschiedung durch den Bundestag und 
den Bundesrat wird nach den derzeitigen Planungen im 
Herbst erfolgen. 
Nicht zuletzt ist auch das 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) zu 
benennen, mit dem das HGB erstmals seit Jahrzehnten 
grundlegend reformiert werden soll, um es zu einer 
gleichwertigen, aber einfacheren Alternative zu den 
IFRS weiterzuentwickeln. Aber auch die große 
Erbschaftsteuerreform dürfte noch in diesem Jahr auf 
die Steuerbürger zu kommen. 
Nachfolgend wird Ihnen ein Gesamtüberblick über die 
wichtigsten Änderungen auf Grund der (geplanten) 
Neuregelungen gegeben. 
Sie haben mit dieser Checkliste die Möglichkeit, Ihren 
persönlichen Beratungsbedarf festzustellen und können 
sich so auf das persönliche Beratungsgespräch optimal 
vorbereiten. 
Mit freundlichen Grüßen 
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A. Informationen für alle Steuerzahler 

1.  Privatschulkosten – was ist geplant? 
Der Europäische Gerichtshof hat Deutschland in einem Urteil dazu aufgefordert, die geltenden Steuervorteile für 
Privatschulkosten zu ändern. Das Gericht kritisiert, dass es den Sonderausgabenabzug von Schulgeld, nach bislang 
geltenden deutschem Steuerrecht nur dann gibt, wenn das Kind eine Ersatzschule oder eine allgemein bildende 
Ergänzungsschule besucht. Diese werden durch den Staat bzw. die Bundesländer anerkannt oder genehmigt. 
Solche Anforderungen erfüllen aber Schulen im übrigen Europa nicht; sie sind deshalb von der Begünstigung 
ausgeschlossen. Nach der Auffassung des Europäischen Gerichtshofs verstößt das gegen europäisches Recht. 
Nach dem Entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 soll hier Abhilfe geschaffen werden. Voraussetzungen für den 
Sonderausgabenabzug soll künftig sein, dass 

 die Schule zu einem allgemein bildenden Schul- oder Jahrgangsabschluss führen muss, der von 
einem Kultusministerium oder der Kultusministerkonferenz in Deutschland anerkannt wird und 

 die Schule in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder in einem Staat gelegen ist, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet. 

Im Übrigen soll das Schulgeld wie bisher zu dreißig Prozent als Sonderausgabe abgesetzt werden können, allerdings 
wird ein steuerlich wirksamer Höchstbetrag von 3.000 € eingeführt.  

Die Neuregelung soll erstmals für den Veranlagungszeitraum 2008 Anwendung finden. 

Für Veranlagungszeiträume bis einschließlich 2007 beabsichtigt der Gesetzgeber eine Übergangsregelung zu 
schaffen, die sicherstellt, dass in noch offenen Veranlagungsfällen der Sonderausgabenabzug von Schulgeld auch 
dann möglich ist, wenn die Schule in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
gelegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet. Voraussetzung ist in 
diesen Fällen lediglich, dass die Schule zu einem von dem inländischen Kultusministerium eines Bundeslandes oder 
von der Kultusministerkonferenz der Länder oder einer inländischen Zeugnisanerkennungsstelle anerkannten bzw. 
als einem inländischen Abschluss gleichwertig anerkannten Jahrgangs- oder Schulabschluss führt. 

2.  Bundesfinanzhof streicht Vererblichkeit von Verlustvorträgen 
Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat durch Beschluss vom 17.12.2007 entschieden, dass der Erbe einen vom 
Erblasser nicht ausgenutzten Verlustabzug nach § 10 d EStG (Verlustvortrag) nicht bei seiner eigenen 
Einkommensteuerveranlagung geltend machen kann. Das Gericht ist damit von einer rund 45 Jahre währenden 
höchstrichterlichen Rechtsprechung und entsprechenden Praxis der Finanzverwaltung abgerückt. Deshalb entschied 
der Bundesfinanzhof ergänzend, dass die bisherige Rechtsprechung (Vererblichkeit von Verlustvorträgen) noch für 
alle Erbfälle gelten soll, die bis zum Ablauf des Tages der Veröffentlichung des o. g. Beschlusses eingetreten sind. 
Zur Begründung für diesen Richtungswechsel führt der Bundesfinanzhof an, dass der Verlustvortrag eine höchst 
persönliche Angelegenheit sei. 

Im Zusammenhang mit der zeitlichen erstmaligen Anwendung der neuen Rechtsprechung bleibt allerdings offen, ob 
der Tag maßgebend ist, an dem der Bundesfinanzhof den Beschluss in das Internet eingestellt hat (12.03.2008) oder 
die noch ausstehende amtliche Veröffentlichung im Bundessteuerblatt. Diese Frage könnte ihre Bedeutung verlieren, 
wenn die Finanzverwaltung, wie ihr der Bundesfinanzhof nahe gelegt hat, ein späteres Datum festlegt. 

3.  Neues zum abgekürzten Vertragsweg 
Nach der mittlerweile gefestigten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs können Erhaltungsaufwendungen auch 
dann als Werbungskosten bei den Vermietungseinkünften abgezogen werden, wenn ein Dritter die Arbeiten an der 
Mietwohnung des Steuerpflichtigen sowohl in Auftrag gibt als auch bezahlt (so genannte abgekürzter Vertragsweg). 

Zuletzt hatten die Richter des Bundesfinanzhofs in diesem Zusammenhang noch über einen Fall zu entscheiden, in 
welchem sich eine Mutter um die vermietete Wohnung ihres Sohnes gekümmert hatte. Sie beauftragte die 
Handwerker mit einer Renovierungsmaßnahme und bezahlte auch deren Rechnung. Die Richter berücksichtigten die 
für die Renovierung entstandenen Kosten als Werbungskosten bei der Ermittlung der Einkünfte des Sohnes aus der 
vermieteten Wohnung. Dieser Fall ist nach der Auffassung der Richter genauso zu behandeln, als wenn der Dritte 
(hier die Mutter) dem Steuerpflichtigen (hier dem Sohn) das Geld für die Erhaltungsmaßnahmen von vornherein 
schenkungsweise überlassen hätte. Damit bestätigt der Bundesfinanzhof erneut seine Entscheidung aus dem Jahre 
2005. 
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Die Finanzverwaltung wendet diese Rechtsprechung nach langem Zögern nun auch grundsätzlich an. Das gilt auch 
für die Frage des Betriebsausgabenabzugs. In folgenden Fällen kommt dennoch die Anerkennung des abgekürzten 
Vertragswegs nicht in Betracht: 

 Bei Dauerschuldverhältnissen (wie z. B. Kredite, Miet- und Pachtverträge) und 

 bei Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen. 

4.  Aufhebung des Mindestbetrags zur Festsetzung von 
Einkommensteuervorauszahlungen 

Bisher setzten die Finanzämter Einkommensteuer-Vorauszahlungen, zum Beispiel auf selbstständige oder 
gewerbliche Einkünfte bzw. auf Vermietungseinkünfte, erst ab einem Mindestbetrag von 200 € pro Kalenderjahr bzw. 
50 € pro Quartal fest. Diese Bagatellgrenzen werden ab 2009 auf 400 bzw. 100 € verdoppelt. 

5.  Eigenheimrentengesetz („Wohn-Riester“) 

a) Grundsätzliches: 

Mit dem jüngst durch den Bundesrat beschlossenen Eigenheimrentengesetz wird die bereits bekannte „Riester-
Förderung“ im Hinblick auf die Förderung der selbstgenutzten Wohnung ausgebaut. Leider können aber auch 
diese erweiterte „Riester-Förderung“ insbesondere nur rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer und Beamte in 
Anspruch nehmen. Selbstständige sind damit nach wie vor von der Förderung ausgeschlossen. 

Grundsätzlich bleibt auch die Förderhöhe mit der Aufnahme des „Wohn-Riesters“ unverändert. So setzt sich die 
Altersvorsorgezulage wie folgt zusammen: 

 Grundzulage von jährlich 154 € und 

 jährliche Kinderzulage von 185 € je Kind (für Kinder, die ab 2008 geboren werden, sogar 300,– € 
jährlich), für das dem Zulageberechtigten Kindergeld ausgezahlt wird. 

Im Übrigen bleibt auch der bereits bekannte Sonderausgabenabzug nach § 10 a EStG im Wege der 
Günstigerprüfung erhalten. 

b) Welche Förderkonzepte hat das Eigenheimrentengesetz? 

Das neue Eigenheimrentenmodell baut auf diese „Riester-Förderung“ auf und zieht die selbstgenutzte Wohnung über 
zwei Förderkonzepte wie folgt in das „Riester-System“ ein: 
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 Erstes Förderkonzept (erweitertes Entnahmemodell) 

Durch dieses Förderkonzept wird die bereits im Einkommensteuergesetz bestehende Entnahmeregelung aus 
einem Altersvorsorgevertrag („Riester-Vertrag“) zugunsten einer eigenen Wohnzwecken dienenden Wohnung im 
eigenen Haus deutlich verbessert. Das neue Gesetz sieht nun vor, dass im Gegensatz zur bisherigen begrenzten 
Entnahmeregelung bis zu 100 % des in einem „Riester-Vertrag“ angesammelten Kapitals für  

- die Anschaffung oder Herstellung einer inländischen selbstgenutzten Wohnung oder zu Beginn der 
Auszahlungsphase des „Riester-Vertrags“ zur Entschuldung einer solchen Wohnung oder 

- zum Erwerb von Geschäftsanteilen (Pflichtanteilen) an einer eingetragenen Genossenschaft für die 
Selbstnutzung einer Genossenschaftswohnung bzw. 

- für den Erwerb von einem eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts  

entnommen werden kann, ohne dass dieses in der Ansparphase zu einer schädlichen Verwendung und damit zu 
einer Besteuerung führen würde (§ 92 a EStG). 

 Zweites Förderkonzept (erweiterter Kreis der begünstigten „Riester-Verträge“) 

Künftig zählen auch Darlehensverträge für den Erwerb einer inländischen selbstgenutzten Immobilie zu 
den begünstigten „Riester-Verträgen“. Der Zulageberechtigte erhält damit auch für diese Verträge eine 
„Riester-Förderung“ in Form einer Altersvorsorgezulage und ggf. im Wege der Günstigerprüfung den 
Sonderausgabenabzug nach § 10 a EStG (§ 82 Abs. 1 EStG). Im Einzelnen sind das folgende Verträge: 

- der (reine) Darlehensvertrag; 

- ein Bausparvertrag; 

- ein Bauspar-Kombikredit (vorfinanzierter Bausparvertrag). 

Voraussetzung ist allerdings, dass das Darlehen für eine wohnwirtschaftliche Verwendung im Sinne des ersten 
Förderkonzepts verwendet und es bis zur Vollendung des 68. Lebensjahres des Vertragspartners getilgt wird. 

Außerhalb der beiden Förderkonzepte hat der „Wohn-Riester-Sparer“ natürlich auch die Möglichkeit, sein begünstigt 
angespartes Kapital zu Beginn der Auszahlungsphase unmittelbar komplett oder zu 75 % für Wohnzwecke 
einzusetzen. Ein ggf. verbleibendes Restkapital i. H. v. 25 % kann er sich als Rente auszahlen lassen. 

c) Ist auf Grund der Förderung eine nachgelagerte Besteuerung vorgesehen? 

Das im selbstgenutzten Wohneigentum gebundene und steuerlich über eines der vorgenannten Förderkonzepte 
angesammelte Altersvorsorgekapital muss später nach dem bereits bekannten System der „Riester-Förderung“ 
nachgelagert besteuert werden. Ob dann tatsächlich eine Steuerbelastung für den Steuerpflichtigen eintritt, hängt 
von den individuellen Einkommensverhältnissen des Betreffenden in der Auszahlungsphase ab. 

Um die nachgelagerte Besteuerung später zutreffend durchführen zu können, müssen die geförderten Beträge 
erfasst und addiert werden. Aus diesem Grund wird der aus dem Altersvorsorgevertrag entnommene Betrag (erstes 
Förderkonzept), die einzelnen geförderten Tilgungsbeiträge (zweites Förderkonzept) sowie die gewährten Zulagen in 
ein so genanntes Wohnförderkonto eingestellt. Weil der Förderberechtigte das in die selbstgenutzte Immobilie 
investierte und geförderte Kapital bereits vor der Auszahlungsphase nutzen kann, wird der im Wohnförderkonto 
enthaltene Betrag jährlich um 2 % bis einschließlich des Jahrs des Beginns der Auszahlungsphase erhöht. 

Für die „Wohn-Riester-Fälle“ stehen für die nachgelagerte Besteuerung grundsätzlich zwei verschiedene Alternativen 
zur Verfügung. Zu Beginn der vertraglich festgelegten Auszahlungsphase, die zwischen dem 60. und dem 68. 
Lebensjahr liegen muss, kann der Zulageberechtigte wählen: 

 ob er das im Wohnförderkonto vorhandene Kapital bis zur Vollendung des 85. Lebensjahres 
gleichmäßig verteilt in vollem Umfang nachgelagert besteuern möchte. 

 Alternativ kann der Berechtigte aber auch die sich aus dem Wohnförderkonto ergebende 
Steuerschuld auf einen Schlag zu Beginn der vertraglich festgelegten Auszahlungsphase 
versteuern. In diesem Fall räumt der Fiskus eine Vergünstigung ein. Der Berechtigte muss 
dann nämlich nur 70 % des geförderten Betrags mit dem individuellen Steuersatz besteuern. 

Wird danach innerhalb einer Haltefrist von 20 Jahren die Selbstnutzung der Wohnung ohne Reinvestition in ein 
Folgeobjekt oder Einzahlung des noch nicht besteuerten Betrags in einen „Riester-Vertrag“ aufgegeben, wird der 
Teilerlass i. H. v. 30 % hinfällig. Tritt dieser Fall schon innerhalb der ersten zehn Jahre nach dem Beginn der 
Auszahlungsphase ein, muss der bisher nicht besteuerte Betrag mit dem Eineinhalbfachen nachgelagert versteuert 
werden. 
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d) Wann treten die neuen gesetzlichen Regelungen in Kraft? 

Die sofortige Einführung der verbesserten Entnahmemöglichkeiten (erstes Förderkonzept) aus dem 
Altersvorsorgevertrag würde die Anbieter von bereits bestehenden Altersvorsorgeverträgen vor erhebliche Probleme 
stellen. Aus Gründen des Vertrauensschutzes räumt das Eigenheimrentengesetz eine Übergangsregelung für die 
Veranlagungszeiträume 2008 und 2009 ein, wonach für Verträge, die vor dem 01.01.2008 abgeschlossen wurden, 
die bisherige Mindestentnahmegrenze von 10.000 € weiter zu beachten ist. Für neue Verträge, die nach dem 
31.01.2007 abgeschlossen wurden, gelten die verbesserten Entnahmemöglichkeiten theoretisch sofort. Wobei es 
auch hier noch einige Zeit dauern dürfte, bis die betroffenen Verträge einen vernünftigen Beitrag zum 
Immobilienerwerb enthalten. 

Die Einbeziehung von Tilgungsleistungen in das „Riester-Förderkonzept“ (zweites Förderkonzept) kann nur dann 
erfolgen, wenn das Darlehen unmittelbar für eine nach dem 31.12.2007 erfolgte wohnwirtschaftliche Verwendung 
eingesetzt wird. Damit sind Tilgungsleistungen für ein Darlehen welches zur Finanzierung einer vor dem 01.01.2008 
angeschafften oder hergestellten Wohnimmobilie eingesetzt wurde, nicht begünstigt. 

6.  Verlängerung der Strafverfolgungsverjährungsfristen von Steuerstraftaten 
Die Abgabenordnung enthält für Straftaten bisher keine eigenständige Regelung zur Verfolgungsverjährung. Deshalb 
gelten die allgemeinen Regelungen des Strafgesetzbuches mit der Folge einer grundsätzlich fünfjährigen 
Verfolgungsverjährungsfrist nach § 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB. Nach dem Entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 sollen 
Steuerstraftaten zukünftig in zehn statt bisher nach fünf Jahren verjähren. Diese Neuregelung ist auch als Reaktion 
auf die Steueraffäre im Zusammenhang mit Banken ausländischer Staaten zu werten. Zwar konnten bisher schon 
hinterzogene Steuern auch nach mehr als zehn Jahren festgesetzt und erhoben werden. Lag die Tat jedoch mehr als 
fünf Jahre zurück, blieb der Täter darüber hinaus straffrei. Dieses zeitliche Ungleichgewicht zwischen dem staatlichen 
Steueranspruch und dem staatlichen Strafverfolgungsanspruch gab immer wieder Anlass für moralische Bedenken 
und soll nunmehr vereinheitlicht werden. 
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B. Informationen für Unternehmer 

1.  Teilwertabschreibung auf börsennotierte Wertpapiere 
Immer dann, wenn die Kurswerte von im Betriebsvermögen gehaltenen börsennotierten Wertpapieren erheblich 
schwanken, stellt sich die Frage, ob die eingetretenen Kursverluste im Wege einer Teilwertabschreibung steuerlich 
berücksichtigt werden können. Die Finanzverwaltung vertrat bislang unter Hinweis auf die gesetzlichen Regelungen 
hierzu eine recht restriktive Auffassung. Sie nahm an, dass Voraussetzung für eine Teilwertabschreibung eine 
voraussichtlich dauernde Wertminderung des betroffenen Wirtschaftsguts ist. Bei börsennotierten Wertpapieren ließ 
die Verwaltung bei Kursverlusten deshalb keine Teilwertabschreibung zu, weil hier keine dauerhafte, sondern im 
Hinblick auf die mögliche rasche Erholung der Kurswerte, eher von einer vorübergehenden Wertminderung 
auszugehen ist. 

Dieser Auffassung ist nun der Bundesfinanzhof mit seinem Urteil vom 26. 09. 2 007 entgegen getreten. Nach seiner 
Meinung ist über die Dauerhaftigkeit des Wertverlustes am Bilanzstichtag zu entscheiden. Dabei ist entscheidend, ob 
zum Bilanzstichtag mehr Gründe für ein Andauern der Wertminderung sprechen als dagegen. Allein die Möglichkeit 
einer Wertsteigerung in der Zukunft, die bei nicht abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens regelmäßig 
nie ausgeschlossen werden kann, steht einer Teilwertabschreibung aber nicht entgegen. 

Der Bundesfinanzhof nimmt auf Grund dessen bei börsennotierten Aktien, die als Finanzanlage gehalten werden, 
eine dauernde Wertminderung dann an, wenn der Börsenkurs zum Bilanzstichtag unter die Anschaffungskosten 
gesunken ist und wenn zum Zeitpunkt der Aufstellung der Bilanz auch keine Anhaltspunkte für ein alsbaldiges 
Ansteigen des Kurses vorliegen. Insoweit geht der Bundesfinanzhof im Gegensatz zur Verwaltung davon aus, dass 
der Börsenkurs die Auffassung der Marktteilnehmer über den Wert einer Aktie wiederspiegelt, der auch die 
Einschätzung umfasst, dass der stichtagsbezogene Aktienkurs von Dauer ist. 

Hinweis: 

Der Bundesfinanzhof lässt allerdings offen, ob jedes Absinken des Kurswertes in der Bilanz 
nachvollzogen werden muss oder ob Wertveränderungen innerhalb einer gewissen Bandbreite aus 
Gründen der Verwaltungsökonomie und der Bilanzstetigkeit als nur vorübergehende 
Wertschwankungen zu beurteilen sind. 

2.  Unternehmungen können Buchführung in das kostengünstige Ausland 
verlagern 

Immer mehr Unternehmen sind weltweit tätig. Für sie wäre es von Vorteil, die Buchführungsaufgaben in das Ausland 
zu verlagern. Dies ist bisher rein rechtlich gesehen nicht möglich. Um Bürokratiekosten zu senken, soll mit dem 
Jahressteuergesetz 2009 diese Beschränkung aufgehoben und zumindest die Verlagerung der EDV-gestützten 
Buchführung erlaubt werden. Konkret sieht der Gesetzesentwurf hierzu folgendes vor: 

Die zuständige Finanzbehörde kann auf schriftlichen Antrag des Steuerpflichtigen bewilligen, dass elektronische 
Bücher und sonstige erforderliche elektronische Aufzeichnungen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
geführt und aufbewahrt werden. Dasselbe gilt für einen anderen Staat, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet. Voraussetzungen sind, dass 

1. die zuständige Stelle des Staates, in die die elektronische Buchführung und Aufzeichnungen 
verlagert werden soll,den Zugriff auf diese Unterlagen nachweislich gestattet. 

2. der Steuerpflichtige der zuständigen Finanzbehörde den Standort des Datenverarbeitungssystems und bei 
Beauftragung eines Dritten dessen Namen und Anschrift mitteilt, 

3. der Steuerpflichtige seinen Mitwirkungs- und Buchführungspflichten ordnungsgemäß nachgekommen ist und 

4. der Datenzugriff ist für die Verwaltung in vollem Umfang möglich ist. 

Hinweis: 

Nach der beabsichtigten Neuregelung kann nur die Verlagerung einer mit einem 
Datenverarbeitungssystem erstellten Buchführung und sonstigen Aufzeichnungen von der 
Finanzverwaltung bewilligt werden. Die „Papierbuchführung“ (insbesondere die Rechnungen i. S. d. 
UStG) müssen im Inland bleiben. 

Diese Neuregelung tritt am Tag nach der Verkündung des Jahressteuergesetzes in Kraft. 
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3.  Neuregelung des Verlustabzugs bei beschränkter Haftung 
Leisten Kommanditisten mit negativem Kapitalkonto Einlagen, führen diese nach der durch Jahressteuergesetz 2009 
geplanten Gesetzesänderung nur noch insoweit zu einem Verlustausgleichsvolumen, als es sich um Verluste des 
Wirtschaftsjahres der Einlage handelt. Durch nachträgliche Einlagen können somit verrechenbare Verluste der 
Vorjahre nicht in ausgleichsfähige Verluste umqualifiziert werden. Zudem kann bei einem negativen Kapitalkonto 
durch Einlagen kein Verlustausgleichsvolumen für zukünftige Wirtschaftsjahre geschaffen werden. Diese Regelungen 
sind bereits auf Einlagen anzuwenden, die nach dem Tag der Verkündung des Jahressteuergesetzes 2009 getätigt 
werden. 

4.  Verschärfung der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung 
Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers unterliegt der Gewerbesteuer ein so genannter objektivierter 
Gewerbeertrag. Grundlage hierfür ist der nach den Grundsätzen des Einkommensteuer- und 
Körperschaftsteuergesetzes ermittelte Gewinn. Dieser ist allerdings zu bereinigen um die Ausgaben, die der 
Kapitalausstattung des Betriebs dienen. Das sind insbesondere Entgelte für Dauerschulden, Renten und dauernde 
Lasten, Mieten und Pachten. 

Bislang wurden in diesen Fällen Hinzurechnungen zum Gewinn vorgenommen, die im Ergebnis die 
gewerbesteuerliche Bemessungsgrundlage erhöhten. Die einzelnen Hinzurechnungstatbestände waren allerdings, 
trotz gleicher Zielrichtung, bislang jeweils anders ausgestaltet. Sie unterschieden sich in der Höhe des 
Hinzurechnungsbetrags, in der Erfassung des Kreises der einzubeziehenden Geld- und Sachkapitaltatbestände und 
der Wertung der steuerlichen Behandlung beim Gläubiger der Entgelte. 

Das Unternehmensteuerreformgesetz hält an dem Instrument der Hinzurechnung für die Fälle der Geld- und 
Sachkapitalüberlassung grundsätzlich fest, beendet allerdings deren unterschiedliche Behandlung und vereinheitlicht 
die Hinzurechnungstatbestände. In einigen Fällen wird der Anwendungsbereich der jeweiligen 
Hinzurechnungsvorschrift durch das Unternehmensteuerreformgesetz erweitert bzw. neue 
Hinzurechnungstatbestände erstmals eingeführt. 

Achtung: 

Im Gegensatz zu den bisherigen Regelungen kommt künftig eine Hinzurechnung zum Gewinn aber nur 
in Höhe von einheitlich 25 % der Entgelte für Geld- und Sachkapitalüberlassung (§ 8 Nr. 1 a – f 
GewStG) in Betracht, wenn die Hinzurechnungsbeträge in diesen Fällen insgesamt mehr als 100.000 € 
betragen. 

Die neuen Regelungen gelten erstmals ab dem Erhebungszeitraum 2008. Im Einzelnen ergibt sich Folgendes: 

a) Geänderte Hinzurechnung von Dauerschuldzinsen 

Nach der bislang geltenden Hinzurechnungsvorschrift wurden lediglich Entgelte für so genannte Dauerschulden zur 
Hälfte dem Gewinn hinzugerechnet. Das waren Schulden, die wirtschaftlich mit der Gründung bzw. dem Erwerb des 
Betriebs oder eines Mitunternehmeranteils oder einer Erweiterung oder Verbesserung des Betriebs in 
Zusammenhang stehen. Gleichfalls gehörten hierzu auch Schulden, die der nicht nur vorübergehenden Verstärkung 
des Betriebskapitals dienen. 

Nach der neuen gesetzlichen Regelung sollen künftig 25 % aller Entgelte für Schulden dem Gewinn wieder 
hinzugerechnet werden. Der Zusammenhang mit Gründung, Erwerb, Erweiterung oder Verbesserung des Betriebs ist 
künftig ebenso unbeachtlich, wie das zeitliche Moment der Schulden. 

Hinweis: 

Damit wird der Kreis der hinzurechnungspflichtigen Schulden erheblich erweitert. Im Einzelfall kann 
sich hieraus eine deutlich höhere Gewerbesteuerbelastung ergeben. In vielen Fällen ist jedoch der 
günstige Umstand zu berücksichtigen, dass die Entgelte für Schulden im Gegensatz zur bisherigen 
Regelung nur zu 25 % anstatt mit 50 % dem Gewinn wieder hinzugerechnet werden und eine solche 
Hinzurechnung überhaupt nur in Betracht kommt, wenn die Summe der hinzuzurechnenden Beträge 
für alle Geld- und Sachkapitalüberlassungen im Sinne des § 8 Nr. 1 a.) bis f.) GewStG insgesamt mehr 
als 100.000 € beträgt. 

Zu den hinzurechnungspflichtigen Entgelten für Schulden gehören wie bisher auch schon alle Gegenleistungen für 
die Zurverfügungstellung von Fremdkapital. Hierzu rechnen insbesondere Zinsen zu einem festen oder variablen 
Zinssatz. Zu den Entgelten rechnen aber auch Leistungen, die zwar nicht als Zinsen bezeichnet werden, aber wie 
diese Entgeltcharakter haben. Das sind insbesondere das Damnum, das bei der Ausgabe von Hypotheken und 
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anderen Darlehen vereinbart wird, sowie das Disagio. Zu den Entgelten gehören aber z. B. auch die 
Vorfälligkeitsentschädigungen, die für den Fall der vorzeitigen Rückzahlung eines Darlehens bei Verkürzung einer 
ursprünglich vereinbarten Mindestlaufzeit entrichtet werden, weil sie wie die vereinbarten Zinsen Entgelt für die 
Kreditgewährung sind. 

Völlig neu ist hingegen, dass zu den Entgelten auch der Aufwand aus gewährten Skonti oder ähnlichen 
vergleichbaren Schulden im Zusammenhang mit der Erfüllung von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen vor 
Fälligkeit sowie die Diskontbeiträge bei der Veräußerung von Wechsel- und anderen Geldforderungen gehören. 
Voraussetzung ist allerdings, dass die hier benannten Vorteile nicht dem gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
entsprechen. 

b) Neuerungen bei der Hinzurechnung von Renten und dauernden Lasten 

Bislang erfasste die Zurechnungsvorschrift des § 8 Nr. 2 GewStG grundsätzlich nur Renten und dauernde Lasten, 
die bei der Gründung oder dem Erwerb des Betriebs entstanden sind. Nach der neuen gesetzlichen Vorschrift 
werden künftig grundsätzliche alle Renten und dauernde Lasten dem Gewinn wieder hinzugerechnet. Lediglich die 
Pensionsverpflichtungen aus Direktzusagen an Arbeitnehmer unterliegen nicht der Hinzurechnung. Auch diese 
Neuregelung findet erstmals ab dem Erhebungszeitraum 2008 Anwendung. 

c) Gewinnanteile des stillen Gesellschafters 

Gewinnanteile des stillen Gesellschafters sind ab dem Erhebungszeitraum 2008 unabhängig von der steuerlichen 
Behandlung beim Empfänger zu 25 % (bisher zu 100 %) dem Gewinn hinzuzurechnen. 

d) Miet- und Pachtzinsen für unbewegliche und bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 

Nach der bislang geltenden Vorschrift des § 8 Nr. 7 GewStG erfolgte eine Hinzurechnung in Höhe von 50 % der 
Mietund Pachtzinsen für die Benutzung der nicht in Grundbesitz stehenden Wirtschaftsgüter, wenn sie beim 
Vermieter oder Verpächter, unterstellt er wäre Eigentümer der Wirtschaftsgüter, zu seinem Anlagevermögen gehören 
würden. Diese Hinzurechnungsregel unterblieb bislang aber in vielen Fällen, weil sie dann nicht in Betracht kam, 
wenn die Erträge beim Vermieter oder Verpächter der Gewerbesteuer unterlagen. 

Mit dem Unternehmensteuerreformgesetz wurde die Hinzurechnung für Miet- und Pachtzinsen ab dem 
Erhebungszeitraum 2008 völlig neu geregelt. Aufgrund dessen soll es künftig nicht nur zur Hinzurechnung von 
Mieten und Pachten für nicht in Grundbesitz stehende Wirtschaftsgüter (bewegliche Wirtschaftsgüter) kommen, 
sondern es sollen auch alle Mieten und Pachten für unbewegliche Wirtschaftsgüter erfasst werden. Damit weicht die 
neue Hinzurechnungsregel wesentlich von der bisherigen Regelung ab. Im Einzelnen sehen die neuen 
Hinzurechnungsregeln folgendes vor: 

Künftig werden die Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung von unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens mit 25 % von 13 / 20 der Miet- und Pachtzinsen dem Gewinn wieder hinzugerechnet. Zu den Miet- 
oder Pachtzinsen gehören auch die Leasingraten. 

Hingegen werden die Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung von beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens aufgrund des geringeren Finanzierungsanteils mit 25 % von einem Fünftel der Miet- oder 
Pachtzinsen (effektiv also 5 %) dem Gewinn nach § 8 Nr. 1 d GewStG hinzugerechnet. Auch hier gehören zu den 
hinzurechnungspflichtigen Entgelten die Leasingraten. 

Voraussetzung für die Hinzurechnungen ist aber auch hier, dass die Summe aller Hinzurechnungsbeträge für die 
Geld- und Sachkapitalüberlassung im Sinne des § 8 Nr. 1 a.) – f.) GewStG insgesamt mehr als 100.000 € beträgt. 

Beispiel: 

Bäckermeister B hat ein Café von V gepachtet. Die für 03 gezahlte Pacht von 12.000 € entfällt laut 
Pachtvertrag zu 9.000 € auf die Räumlichkeiten und zu 3.000 € auf das Inventar. 

Soweit die Pachtzinsen auf die Räume entfallen, erfolgt eine Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1e GewStG 
in Höhe von (9.000 € *13 / 20)*25%) 1.462 €. 

Die Pachtzinsen für das Inventar sind in Höhe von (3.000 €* 1 / 5) * 25 %) 150 € hinzuzurechnen, 
wenn die Summe aller Hinzurechnungsbeträge für die Geld- und Sachkapitalüberlassung im Sinne des 
§ 8 Nr. 1 GewStG insgesamt mehr als 100.000 € beträgt. 

Hinweis: 

Die geänderte Hinzurechnung für Miet- und Pachtzinsen führt auch zu einer Änderung bei den 
Kürzungsvorschriften. Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags des Vermieters oder Verpächters von 
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nicht in Grundbesitz bestehenden Wirtschaftsgütern kam es bisher in Höhe der vereinnahmten Mieten 
und Pachten zu einer Kürzung, soweit diese beim Gewerbeertrag des Mieters oder Pächters 
hinzugerechnet worden waren (Wechselwirkung der Hinzurechnung nach § 8 Nr. 7 GewStG und der 
Kürzung nach § 9 Nr. 4 GewStG). Nach § 8 Nr. 1 Buchstabe d GewStG erfolgt die Hinzurechnung von 
Mieten und Pachten für bewegliche Wirtschaftsgüter künftig unabhängig von der Behandlung beim 
Vermieter oder Verpächter. Damit hat der Gesetzgeber die bisherige Kürzung der Miet- und 
Pachtzinsen auf Seiten des Vermieters oder Verpächters für Erhebungszeiträume  ab 2008 entfallen 
lassen. 

e) Hinzurechnung von Aufwendungen für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten 

An dieser Stelle erweitert der Gesetzgeber die hinzurechnungspflichtigen Sachverhalte um die Aufwendungen für die 
zeitlich befristete Überlassung von Rechten (insbesondere Konzessionen und Lizenzen). Hintergrund der 
Neuregelung ist, dass der Gesetzgeber eine Sachkapitalüberlassung nicht nur in der Vermietung und Verpachtung 
von Wirtschaftsgütern, sondern auch in der zeitlich befristeten Überlassung von Rechten sieht. Ausgenommen von 
dieser Hinzurechnung sind allerdings Aufwendungen für Lizenzen, die ausschließlich dazu berechtigen, daraus 
abgeleitete Rechte Dritten zu überlassen (z. B. Computerprogramme). Ebenfalls kommt eine Hinzurechnung für die 
zeitlich befristete Überlassung von Rechten für Aufwendungen, die nach § 25 Künstlersozialversicherungsgesetz 
Bemessungsgrundlage für die Künstlersozialabgabe sind, nicht in Betracht. 

Wie in allen Fällen des § 8 Nr. 1 GewStG kommt auch hier eine Hinzurechnung nur in Höhe von ¼ der 
Aufwendungen in Betracht. Zusätzlich muss die Summe der Hinzurechnungsbeträge nach § 8 Nr. 1 GewStG 
insgesamt 100.000 € übersteigen. 

5.  Geänderte Abschreibungsregelungen ab 2008 

a) Absenkung der GWG-Grenze 

Bislang konnten abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die selbständig nutzbar sind, im 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe sofort als Betriebsausgabe abgesetzt werden, wenn 
deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten 410 € nicht übersteigen, so genannte geringwertige Wirtschaftsgüter 
(GWG). Bei der Ermittlung der Wertgrenze von 410 € für die Anschaffungs- und Herstellungskosten bleibt die in 
Rechnung gestellte Vorsteuer unberücksichtigt, unabhängig davon, ob die Vorsteuer umsatzsteuerlich abgezogen 
werden darf. 

Für ab 2008 angeschaffte / hergestellte Wirtschaftsgüter wird die Grenze deutlich auf nur noch 150 € abgesenkt. 
Gleichzeitig wird das bisher vorhandene Wahlrecht für die noch verbleibenden Wirtschaftsgüter durch einen Zwang 
zum sofortigen Betriebsausgabenabzug ersetzt. Nach der bisherigen Rechtslage sind Wirtschaftsgüter, die sofort 
abgeschrieben werden, in ein besonderes, laufend zu führendes Verzeichnis aufzunehmen. Dabei sind ihre 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie der Tag ihrer Anschaffung / Herstellung aufzuzeichnen. Im Rahmen 
der mit der Unternehmensteuerreform ab 2008 eingetretenen Änderungen entfallen die bisherigen 
Dokumentationspflichten für die verbleibenden geringwertigen Wirtschaftsgüter ersatzlos. 

b) Einführung einer Pool-Sammelabschreibung 

Nach einer neu eingefügten Regelung sind alle in einem Wirtschaftsjahr angeschafften, hergestellten oder 
eingelegten abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgüter, die selbständig nutzbar sind und deren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten mehr als 150 €, aber nicht mehr als 1.000 € betragen, in einen so genannten Sammelposten 
einzustellen. Die Bildung des Sammelpostens ist zwingend vorgeschrieben, ein Wahlrecht besteht auch hier nicht. 
Der Sammelposten ist im Wirtschaftsjahr seiner Bildung und in den folgenden vier Wirtschaftsjahren linear jeweils 
mit 20 % aufwandswirksam aufzulösen. Die Anschaffungskosten dieser Pool-Wirtschaftsgüter werden also auf 5 
Jahre verteilt – unabhängig von einer evtl. kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer, wie z. B. bei Computern. 

Vorgänge, die sich auf ein einzelnes geringwertiges Wirtschaftsgut in diesem Sammelposten beziehen, wirken sich 
auf dessen Höhe nicht mehr aus. Scheidet ein geringwertiges Wirtschaftsgut aus dem Betriebsvermögen durch 
Verkauf oder Entnahme aus, ist ein eventueller Veräußerungserlös oder Entnahmewert als Betriebseinnahme zu 
buchen; der Sammelposten bleibt unverändert und wird weiter kontinuierlich abgeschrieben. 

6.  Letztmalige Gewährung der degressiven Abschreibung 
Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die noch vor dem 01.01.2008 angeschafft oder 
hergestellt wurden, ist während der Nutzungsdauer eine degressive Abschreibung bis zum Dreifachen des linearen 
AfABetrags, höchstens 30 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, zulässig. 
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Als eine Finanzierungsmaßnahme des Staates für die ab 2008 in Kraft getretene Unternehmensteuerreform wurden 
die Abschreibungsmöglichkeiten für die ab dem 01.01.2008 angeschafften / hergestellten Wirtschaftsgüter 
eingeschränkt. Dabei wird die degressive Abschreibung nicht auf den bis Ende 2005 geltenden Satz (das Doppelte 
der linearen Abschreibung, maximal 20 %) abgesenkt, sondern direkt ganz abgeschafft. Für ab 2008 angeschaffte / 
hergestellte Wirtschaftsgüter verbleibt dann nur noch die lineare Abschreibung nach der Nutzungsdauer. Das 
bedeutet, dass z. B. bewegliche Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von 10 Jahren bei Anschaffung in 2007 
noch mit 30 % abgeschrieben werden dürfen, bei Anschaffung in 2008 hingegen nur noch mit 10 %. 

7.  Umgestaltung der Anspar- und Sonderabschreibung für Investitionen 

a) Einführung eines Investitionsabzugsbetrags mit neuen Anspruchsvoraussetzungen 

Die bisherige Ansparabschreibung (§ 7 g Einkommensteuergesetz) wurde im Rahmen der Unternehmensteuerreform 
inhaltlich und strukturell völlig verändert und zu einem so genannten Investitionsabzugsbetrag, der außerbilanziell 
gebildet wird, umgebaut. Diese Neuregelung hat mit der bisherigen Vorschrift nur noch wenig gemeinsam. 
Insbesondere erfolgt zukünftig eine rückwirkende Auflösung des Investitionsabzugsbetrages im Bildungsjahr, 
sofern oder soweit nicht (begünstigt) investiert wird oder die Investitionskosten die Prognose letztendlich 
unterschreiten. Die evtl. Steuernachforderung wird mit 6 % jährlich verzinst. Zur Gewinnglättung über die Jahre 
kommt die Vorschrift damit kaum noch in Frage. 

Die Neuregelung ist anwendbar auf Wirtschaftsjahre, die nach dem 17.08.2007 enden. 

Hinzuweisen ist insbesondere auf folgende Änderungen: 

b) Kreis der Begünstigten 

 Die Betriebsvermögensgrenze für Bilanzierende wird von 204.517 € auf 235.000 € erhöht. 
Dadurch können einige Unternehmen zusätzlich die Vergünstigungen in Anspruch nehmen. 

 Eine erhebliche Einschränkung gibt es hingegen für die Einnahmen-Überschussrechner. Wurde 
bei solchen Betrieben bisher die Eigenschaft als kleiner oder mittlerer Betrieb unterstellt, so 
kommt künftig nur dann die Begünstigung in Betracht, wenn der Betrieb am Schluss des 
Wirtschaftsjahres einen Gewinn von 100.000 € (ohne Investitionsabzugsbetrag) nicht 
überschreitet. Bei Gesellschaften oder Sozietäten gilt diese Grenze ebenfalls und wird nicht 
vervielfacht. 

 Wegfall der Existenzgründerrücklage. Auch Existenzgründer erhalten zukünftig nur noch die 
reguläre Förderung. 

c) Änderungen im sachlichen Anwendungsbereich 

 Einbeziehung auch gebrauchter Wirtschaftsgüter in die Begünstigung. 

 Erfordernis der Funktionsgleichheit des angeschafften / hergestellten Wirtschaftsguts: Durch das 
Abstellen auf die Funktion wird es nunmehr beispielsweise ermöglicht bei Bildung eines 
Investitionsabzugsbetrages für ein „landwirtschaftliches Nutzfahrzeug“, sowohl einen Traktor wie 
auch einen Mähdrescher oder einen Anhänger steuerbegünstigt zu erwerben. 

 Verlängerung des Investitionszeitraums von 2 auf 3 Jahre. Die Inanspruchnahme des 
Investitionsabzugsbetrags setzt voraus, dass der Steuerpflichtige die Absicht hat, das 
Wirtschaftsgut innerhalb von drei Wirtschaftsjahren nach dem Abzugsjahr anzuschaffen. 
Unterbleibt die Investition innerhalb des Investitionszeitraums von drei Jahren nach Abzug des 
Investitionskostenabzugs, muss der erfolgte Abzug rückwirkend im Jahr der Inanspruchnahme 
rückgängig gemacht werden. 

 Der Höchstbetrag des Investitionsabzugsbetrages wurde auf 200.000 € heraufgesetzt. 

d) Neuregelung der Sonderabschreibung von Investitionen 

Kleine und mittlere Betriebe können im Jahr der Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsguts und in den 4 folgenden Jahren neben der linearen AfA Sonderabschreibungen bis zu insgesamt 20 
% der Anschaffungs- / Herstellungskosten in Anspruch nehmen. Voraussetzung für die Vornahme der 
Sonderabschreibungen ist, dass das Wirtschaftsgut im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und im darauf 
folgenden Wirtschaftsjahr in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs des Steuerpflichtigen ausschließlich oder 
fast ausschließlich betrieblich genutzt wird. Im Übrigen darf der Betrieb die in § 7g Abs. 2 EStG genannten 
Größenmerkmale nicht überschreiten. Wurde für das Wirtschaftsgut ein Investitionsabzugsbetrag gewährt und die 
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Anschaffungs- oder Herstellungskosten entsprechend gemindert, ist die Sonderabschreibung von den gekürzten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten vorzunehmen. 

Festzuhalten bleibt damit, dass die Regelungen zur Sonderabschreibung unter Berücksichtigung der geänderten 
Anspruchsvoraussetzungen unverändert bleiben. Wegen fehlender Bezugnahme auf die übrigen Regelungen ist die 
Vornahme von Sonderabschreibungen jedoch zukünftig auch dann möglich, wenn zuvor kein Investitionsabzugsbetrag 
beansprucht worden ist. Allerdings gilt dies erst für ab 2008 angeschaffte / hergestellte Wirtschaftsgüter. 

8.  Nur 50 % Vorsteuerabzug bei gemischter Nutzung eines Kfz 
Das Jahressteuergesetz 2009 enthält im Hinblick auf gemischt genutzte Kraftfahrzeuge eine bedeutsame Änderung. 
Nach der geplanten Neuregelung darf ein zum Vorsteuerabzug berechtigter Unternehmer, der ein Kraftfahrzeug 
sowohl für unternehmerische als auch für unternehmensfremde Zwecke (z. B. privat) nutzt, aus der Anschaffung oder 
Herstellung, der Miete, dem Leasing oder dem Betrieb des Kfz nur noch 50 % der ausgewiesenen Umsatzsteuer als 
Vorsteuer abziehen. Im Gegenzug entfällt dann die bisher notwendige Umsatzbesteuerung der 
unternehmensfremden Verwendung. 

Von der geplanten Neuregelung sind die Fahrzeuge, die vom Unternehmer im Rahmen eines Dienstverhältnisses 
einem Arbeitnehmer gegen Entgelt überlassen werden, nicht betroffen, weil insoweit eine ausschließliche 
unternehmerische Nutzung vorliegt. 

Weil die 50%ige Reduzierung des Vorsteuerabzugs für Fahrzeugkosten von den EU-Bestimmungen abweicht, bedarf 
sie einer Ermächtigung durch die EU. Erst dann kann die geplante Regelung umgesetzt werden. 

9.  Die grundlegende Überarbeitung der Bilanzierungsrichtlinien 
Mit dem geplanten Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz soll das Handelsgesetzbuch (HGB) – Bilanzrecht zu einer 
dauerhaften und im Verhältnis zu den internationalen Rechnungslegungsstandards vollwertigen aber auch 
kostengünstigeren und einfacheren Alternativen entwickelt werden. 

Hauptadressaten des Gesetzes sind kleine und mittlere Unternehmen, für die die Anwendung der „Internationalen 
Financial Reporting Standards“ (IFRS) mit erheblichem Aufwand verbunden wäre. Im Einzelnen ergeben sich 
insbesondere folgende Änderungen: 

a) Aufhebung der umgekehrten Maßgeblichkeit 

Der Gesetzentwurf sieht die Aufhebung des im Einkommensteuergesetz verankerten Grundsatzes der umgekehrten 
Maßgeblichkeit vor. In der Folge müsste unter anderem auch die Anpassung der steuerlichen Vorschriften zur so 
genannten § 6 b-Rücklage folgen, um eine Inanspruchnahme dieses Instruments weiterhin zu ermöglichen. 

In der Folge werden auch die mit der umgekehrten Maßgeblichkeit zusammenhängenden handelsrechtlichen 
Vorschriften aufgehoben. 

b) Aufhebung des Wahlrechts zur Bildung von Aufwandsrückstellungen für die Instandhaltung 

Mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) soll das Wahrecht für die Bildung von Aufwandsrückstellungen 
für die Instandhaltung, wenn diese nnerhalb des nächsten Geschäftsjahres außerhalb von drei Monaten nachgeholt 
werden, aufgehoben werden.  

c) Befreiung von der Buchführungspflicht 

Einzelkaufleute werden aus Vereinfachungsgründen von den handelsrechtlichen Buchführungs- und 
Rechnungslegungspflichten befreit. Voraussetzung ist, dass die Umsatzerlöse in zwei aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren nicht mehr als jeweils 500.000 €, die Jahresüberschüsse nicht mehr als 50.000 € betragen. 

d) Aktivierungspflicht für aktive latente Steuern 

Auch aktive latente Steuern, das heißt künftige Steuerentlastungen, sollen aktivierungspflichtig sein. In Anlehnung an 
die IFRS erfolgt die Ermittlung anhand der Unterschiede zwischen Handels- und Steuerbilanz (temporary concept). 
Zudem finden unter anderem Verlustvorträge Berücksichtigung, soweit eine Verrechnung innerhalb der nächsten 5 
Jahre zu erwarten ist. 

e) Aufhebung des handelsrechtlichen Verbots der Bilanzierung selbst geschaffener Vermögenswerte 
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Mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) soll das handelsrechtliche Verbot der Aktivierung selbst 
geschaffener immaterieller Vermögensgegenstände des Anlagevermögens aufgehoben und durch eine Pflicht zur 
Aktivierung der auf die Entwicklungsphase anfallenden Herstellungskosten ersetzt werden. Die auf die 
Forschungsphase entfallenden Herstellungskosten sollen allerdings von der Aktivierung ausgeschlossen werden. 

f) Erweiterung der Angabepflichten im Anhang 

Aufgrund europarechtlicher Vorgaben muss der Anhang künftig Angaben zu Art, Zweck und finanziellen 
Auswirkungen von Geschäften, die nicht in der Bilanz erscheinen (z. B. Zweckgesellschaften), sowie wesentlichen, 
nicht marktüblichen Geschäften mit nahestehenden Personen enthalten. Dadurch sollen insbesondere Risiken mit 
Zweckgesellschaften besser aufgedeckt werden können. 

g) Erklärung zur Unternehmensführung 

Im Lagebericht oder auf der Unternehmenshomepage einer börsennotierten oder andere Wertpapiere handelnden 
Aktiengesellschaft muss eine Erklärung zur Unternehmensführung veröffentlicht sein. 

h) Inkrafttreten 

Das Gesetz soll erstmals auf Geschäftsjahre, die im Kalenderjahr 2009 beginnen, Anwendung finden.  
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C. Informationen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

1.  Faktorverfahren bei der Lohnsteuer für Ehegatten 
Im bisherigen Lohnsteuerrecht haben Ehegatten die Möglichkeit, anstelle der regelmäßigen Lohnsteuerklassen IV / 
IV die Lohnsteuerklassen III und V zu wählen. Der Ehegatte mit Lohnsteuerklasse III zahlt weniger Lohnsteuer als mit 
Lohnsteuerklasse IV. Umgekehrt zahlt der Ehegatte mit Lohnsteuerklasse V mehr Lohnsteuer als mit 
Lohnsteuerklasse IV. Insgesamt haben die Ehegatten einen Liquiditätsvorteil schon während des laufenden 
Lohnsteuerabzuges. Teilweise wurde in der Höherbelastung in Lohnsteuerklasse V eine Hemmschwelle für die 
Beschäftigungsaufnahme gesehen und deshalb ein alternatives Verfahren schon im Rahmen des 
Jahressteuergesetzes 2008 angestrebt – seinerzeit jedoch aus datenschutzrechtlichen Gründen verworfen. 

Nunmehr sieht der Gesetzentwurf zum Jahressteuergesetz 2009 vor, dass die Ehegatten auch bei Verbleib in der 
Steuerklasse IV / IV schon unterjährig im Rahmen des Lohnsteuerabzuges vom Vorteil des Splittingtarifes bei der 
späteren Zusammenveranlagung profitieren können. Hierfür soll das optionale Faktorverfahren eingeführt werden. In 
diesem Falle wird die Lohnsteuer beider Ehegatten mittels eines Faktors, der kleiner als 1 ist, erhoben. Dieser Faktor 
repräsentiert das Verhältnis der Gesamtsteuerschuld der Ehegatten zu der Summe der Lohnsteuer bei normaler 
Erhebung der Lohnsteuer bei dem Ehegatten. Die Eintragung dieses Faktors ist beim Finanzamt durch die 
Arbeitnehmer zu beantragen. Die geplante Neuregelung ist erstmals für den Lohnsteuerabzug 2010 anzuwenden. 

2. Steuerfreiheit für betriebliche Gesundheitsfürsorge 
Der Gesetzgeber sieht sich gesundheitspolitisch verpflichtet, den allgemeinen Gesundheitszustand und die 
betriebliche Gesundheitsförderung zu verbessern. Die Arbeitgeber sollen deshalb animiert werden, ihren 
Arbeitnehmern Dienstleistungen zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustands sowie zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung anzubieten und entsprechende Barzuschüsse für die Durchführung derartiger Maßnahmen 
zuzuwenden. Aus diesem Grund sieht der Entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 vor, dass zusätzlich zum 
Arbeitslohn vom Arbeitgeber erbrachte Leistungen zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustands und der 
betrieblichen Gesundheitsförderung nach § 3 Nr. 34 EStG künftig steuerfrei sein sollen. Voraussetzung ist allerdings, 
dass die geförderten Maßnahmen hinsichtlich der Qualität, Zweckbindung und Zielgerichtetheit den speziellen 
Anforderungen des Sozialgesetzbuchs V genügen. Unter die Steuerbefreiung fallen daher u. a. folgende Leistungen 
zur Verbesserung 

 der Bewegungsgewohnheiten (Reduzierung von Bewegungsmangel, Vorbeugung und 
Reduzierung spezieller gesundheitlicher Risiken durch verhaltens- und gesundheitsorientierte 
Bewegungsprogramme), 

 der Ernährung (Vermeidung von Mangel- und Fehlernährung, Vermeidung und Reduktion von 
Übergewicht), 

 der Stressbewältigung und Entspannung, 

 des Suchtmittelkonsums (Förderung des Nichtrauchens, gesundheitsgerechter Umgang mit 
Alkohol, Reduzierung des Alkoholkonsums), 

 der arbeitsbedingten körperlichen Belastungen (Vorbeugung und Reduzierung arbeitsbedingter 
Belastungen des Bewegungsapparates) und 

 der gesundheitsgerechten betrieblichen Gemeinschaftsverpflegung. 

Der Arbeitgeber muss diese Maßnahmen nicht selbst im Unternehmen anbieten. Unter die Steuerbefreiung fallen 
deshalb auch Barleistungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer, wenn diese die Geldbeträge dann für extern 
durchgeführte Maßnahmen im vorgenannten Sinn aufwenden. 

Nicht unter die neue Steuerbefreiung fallen die Übernahme bzw. die Bezuschussung von Mitgliedsbeiträgen an 
Sportvereine und Fitnessstudios, soweit deren Leistungen nicht den fachlichen Anforderungen des Leitfadens 
Prävention der Krankenkassen gerecht werden. 

Die Steuerbefreiung ist auf 500 € jährlich beschränkt. Die neue Vorschrift soll nach den Vorstellungen des 
Gesetzgebers bereits ab dem Kalenderjahr 2008 gelten. 

3.  Fahrtenbuch kann wegen kleiner Mängel nicht grundsätzlich verworfen 
werden 
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Die Überlassung eines Firmenwagens an den Arbeitnehmer für Privatfahrten stellt einen geldwerten Vorteil dar, der 
in eine Geldwert umzurechnen und dann als Arbeitslohn dem Lohnsteuerabzug zu unterwerfen ist. Für die 
Bewertung des geldwerten Vorteils stehen grundsätzlich zwei verschiedene Möglichkeiten zur Verfügung. Der Vorteil 
kann nach der sogen. 1 %-Methode oder der Fahrtenbuchmethode ermittelt werden. Bei der 1 %-Methode zahlen 
insbesondere Firmenwagenfahrer, die nur wenige Kilometer privat fahren darauf. Deshalb entschließen sich viele 
Betroffenen, den geldwerten Vorteil anhand der Fahrtenbuchmethode unter Berücksichtigung der tatsächlich 
gefahrenen Kilometer und der Gesamtkosten des Fahrzeugs zu ermitteln. Die Finanzverwaltung erkennt den so 
ermittelten geldwerten Vorteil nur dann an, wenn das Fahrtenbuch ordnungsgemäß geführt wurde. Ein 
ordnungemäßes Fahrtenbuch muss folgende Angaben enthalten: 

 Datum 

 Kilometerstand zu Beginn und am Ende jeder einzelnen betrieblichen Fahrt 

 Reiseziel, Reisezweck und aufgesuchte Geschäftspartner 

 Reiseroute nur bei Umwegen 

 Bei privaten Fahrten ist es ausreichend, dass Sie die gefahrenen Kilometer angeben 

 Bei Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb genügt die Angabe der gefahrenen Kilometer 

Diese hohen Hürden für ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch werden vielfach nicht erfüllt, was dann die 
Finanzverwaltung zum Anlass nimmt, den Aufzeichnungen die Anerkennung zu versagen. Dies führt dann zu der 
unangenehmen Folge, dass der geldwerte Vorteil für die Privatnutzung des Kraftfahrzeugs von der Finanzverwaltung 
nach der häufig ungünstigeren Listenpreismethode pauschal ermittelt wird. 

In einem aktuellem Urteil vertrat der Bundesfinanzhof die Meinung, das auch kleinere Mängel bei den Fahrtenbuch-
Aufzeichnungen, ebenso wie bei einer Buchführung, die trotz einiger formeller Mängel noch ordnungsgemäß 
erscheinen könne, nicht zur Verwerfung des gesamten Fahrtenbuchs führen. Maßgeblich sei vielmehr, ob trotz der 
Mängel noch eine hinreichende Gewähr für die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben gegeben und der 
Nachweis des privat zu versteuernden Privatanteils an der Gesamtfahrleistung des Dienstwagens möglich sei. 

Hinweis: 

Das Urteil dürfte die Finanzverwaltung künftig daran hindern, mit allzu kleinlichen Beanstandungen 
einem Fahrtenbuch die Anerkennung zu versagen. 

4.  Vertragswidrige Kfz-Nutzung durch GmbH-Geschäftsführer 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofes vom 23. 01. 2 008 ist die vertraglich nicht ausdrücklich 
geregelte private Kfz-Nutzung durch den Gesellschafter-Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft in Höhe der 
Vorteilsgewährung als verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) anzusehen. Die vGA ist nicht mit 1 % des 
Bruttolistenpreises für ein Neufahrzeug, sondern nach Fremdvergleichsmaßstäben zu berechnen. Deshalb entspricht 
die vGA in der Regel dem tatsächlichen Verkehrswert des Nutzungsvorteils unter Einbeziehung eines 
angemessenen Gewinnaufschlags. 

Bei der Bestimmung des tatsächlichen Verkehrswerts liefern die marktmäßigen Mietraten von professionellen 
Fahrzeugvermietern eine grobe Orientierungshilfe. Die entstandenen Kosten unter Hinzuschätzung eines etwa 
hälftigen Gewinnaufschlags stellen eine angemessene Schätzungsgrundlage dar. Keinesfalls kann der Wert der vGA 
mit 1 % des Listenpreises nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG bemessen werden. 
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D. Informationen für Grundstückseigentümer 

1.  Besteuerung von Grundstücksveräußerungen 
Bisher sind Gewinne aus der Veräußerung von privaten Grundstücken (ausgenommen eigengenutzte Grundstücke) 
nur steuerpflichtig, wenn sie innerhalb der sog. Spekulationsfrist von 10 Jahren veräußert werden. Immer wieder ist 
auf politischer Seite über eine generelle Veräußerungsgewinnbesteuerung diskutiert worden. Gerade für 
Grundstücke ergeben sich aber wegen der in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten bereits erzielten 
Wertsteigerungen erhebliche Übergangsprobleme. Im Rahmen der Abgeltungsteuer für Kapitaleinkünfte wird ab 
2009 eine generelle Veräußerungsgewinnbesteuerung für Kapitalanlageprodukte eingeführt. 
Grundstücksveräußerungen bleiben davon aber auch weiterhin ausgenommen. Gewinne aus der Veräußerung von 
Grundstücken sind im Privatvermögen nur steuerpflichtig, wenn das Grundstück innerhalb von 10 Jahren nach der 
Anschaffung wieder veräußert wird. Danach bleiben Veräußerungen steuerfrei. 

2.  Verlustverrechnungsbeschränkung beim Immobilienerwerb 
In der Vergangenheit haben viele Steuerpflichtige erfolgreich versucht, ihre Steuerbelastung durch Zeichnung von so 
genannten Steuerstundungsmodellen (legal) zu reduzieren. Die Attraktivität derartiger Modelle hat der Gesetzgeber 
durch eine Verlustverrechnungsbeschränkung bereits 2005 weitgehend beseitigt und diese Einschränkung ab 2006 
noch weiter ausgedehnt. In einem ausführlichen Anwendungsschreiben hat die Finanzverwaltung nun den sachlichen 
Anwendungsbereich und die Tatbestandsmerkmale der Verlustbeschränkungen im Einzelnen erläutert.  

Grundsätzlich betroffen sind neben den unterschiedlichsten Fonds auch Immobilienerwerbe vom Bauträger mit 
Nebenleistungen. Sofern die planmäßigen Verluste in der Investitionsphase 10 % der Einlage übersteigen, sind sie 
erst mit später anfallenden positiven Einkünften derselben Einkunftsquelle verrechenbar. Ein Immobilienerwerb fällt 
unter die Beschränkung, wenn das Denkmal-, Sanierungsobjekt oder Mietshaus von Bauträgern mit Nebenleistungen 
wie etwa Mietgarantie, Finanzierungsbürgschaft oder Steuerberatung bezogen wird. Dann können die negativen 
Einkünfte zunächst nicht verrechnet werden. Hierzu reicht bereits die Inanspruchnahme einer Nebenleistung aus. 

Unschädlich ist, wenn sich der Bauträger um die Bewirtschaftung des Objekts kümmert, etwa im Rahmen einer 
Hausverwaltung, soweit keine Vorauszahlungen für mehr als 12 Monate zu leisten sind. 

Wichtig: 

Das Angebot zur Modernisierung eines Denkmal- oder Sanierungsobjekts ohne Nebenleistung führt 
ebenso wenig zum Steuerstundungsmodell wie der Erwerb eines schlüsselfertigen Hauses zu 
marktüblichen Konditionen. 

3.  Der Restbuchwert eines Wohngebäudes und die Abrisskosten können 
Werbungskosten darstellen!  

Im Streitfall hatten die Steuerpflichtigen im Jahr 1990 ein älteres Zweifamilienhaus erworben und zur Erzielung von 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung genutzt. Die Mieter kündigten alle im Jahre 1988 die Mietverhältnisse 
wegen erheblicher baulicher Mängel. Die Steuerpflichtigen ließen im Anschluss daran einen Architekten ein 
Gutachten über den Zustand des Hauses erstellen. Aus diesem ergab sich, dass eine Renovierung des Gebäudes 
höhere Kosten verursachen würde als sein Abriss mit anschließendem Neubau. Die Steuerpflichtigen entschieden 
sich für den Abriss und anschließend für den Neubau eines Einfamilienhauses, welches sie zu eigenen 
Wohnzwecken nutzten. 

Der BFH berücksichtigte den Restbuchwert des Gebäudes im Wege einer Abschreibung für außerordentliche 
Abnutzung und auch die Abrisskosten als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung. Das Gericht sah die spätere Eigennutzung nach dem Abriss als nicht entscheidungserheblich für die 
Frage des Werbungskostenabzugs an. 

Nach der Auffassung des Gerichts war für die Entscheidung vielmehr maßgeblich, dass Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung alle durch diese Einkunftsart veranlassten Aufwendungen sind. Es 
muss ein wirtschaftlicher Zusammenhang mit der Vermietungstätigkeit bestehen. Im Streitfall war für den 
Gebäudeabriss der wirtschaftliche Verbrauch des Gebäudes in der Zeit der Vermietung maßgeblich. Die 
Vermietungsabsicht wurde erst aufgegeben, als den Steuerpflichtigen das Architektengutachten bekannt war, 
wonach die Sanierung des Gebäudes unwirtschaftlicher als der Abriss war. Deshalb wertete der BFH die 
Entscheidung zum Gebäudeabriss als noch durch die Vermietung veranlasst. Daran ändert auch der spätere zur 
Eigennutzung bestimmte Neubau nichts. 
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Hinweis: 

Für die unterschiedliche steuerrechtliche Behandlung der Abbruchkosten gegenüber den – zur 
Vorbereitung der Eigennutzung durch den Vermieter – getätigten Aufwendungen für Renovierungs- 
und Instandsetzungsmaßnahmen am Ende der Vermietungsphase spricht, nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofes, dass hinsichtlich eines auf die Vermietungstätigkeit zurückzuführenden Abbruchs 
von Gebäuden regelmäßig kein Zweifel an der Veranlassung durch die Einkünfteerzielung ändern 
kann. 

4.  Wie kann man die Einkünfteerzielungsabsicht nachweisen? 
In der Praxis stellt sich regelmäßig die Frage, ob auch die Kosten einer leer stehenden Wohnung als 
Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abziehbar sind. Das Finanzgericht (FG) Köln 
lässt den Werbungskostenabzug nur zu, wenn der Steuerzahler den Entschluss zur Erzielung von Mieteinnahmen 
endgültig gefasst hat. Der Steuerpflichtige muss diesen Umstand gegenüber dem Finanzamt nachweisen, weil ihn 
insoweit die sog. Feststellungslast trifft. Der Werbungskostenabzug entfällt in diesen Fällen bereits dann, wenn die 
Absicht zur Erzielung von Mieteinnahmen ungewiss ist. Bemüht sich der Steuerpflichtige aber ernsthaft und 
nachhaltig um eine Vermietung der leer stehenden Wohnung (z. B. durch Einschaltung eines Maklers oder laufende 
Zeitungsinserate) kann er die Kosten wegen der vorhandenen Vermietungsabsicht abziehen. Das gilt auch, wenn der 
Eigentümer die Wohnung oder das Haus gleichzeitig zum Verkauf anbietet, z. B. weil seine Vermietungsabsicht 
mehrere Jahre erfolglos geblieben ist. 

5.  Großraumbüro: Erhaltungsaufwand bei Umbau 
Im Zusammenhang mit vermieteten Gebäuden stellt sich immer wieder die Frage, ob die Kosten für Baumaßnahmen 
bei Bezahlung sofort in voller Höhe als Erhaltungsaufwand abziehbar sind oder ob sie nur als Herstellungskosten 
über die AfA berücksichtigt werden können. 

Der BFH hatte noch jüngst über einen Fall zu entscheiden, in dem ein Vermieter ein Großraumbüro in vier 
Einzelbüros umbauen ließ. Dabei wurde Rigips-Ständerwerk verwendet. Außerdem wurde die Elektroinstallation 
angepasst. Im Streitfall hat der BFH die durch den Umbau entstandenen Kosten, im Gegensatz zur Auffassung der 
Finanzverwaltung, als sofort abziehbare Erhaltungsaufwendungen bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung berücksichtigt. Nach der Überzeugung des Gerichts werden vermietete Räume nicht alleine durch eine 
Umgestaltung wie Verlegung und Entfernen von Zwischenwänden hergestellt. Eine Herstellung sei bei 
Umgestaltungen vielmehr nur dann anzunehmen, wenn die neu eingefügten Gebäudeteile dem Gesamtgebäude das 
bautechnische Gepräge geben (z. B. indem sie – anders als im Streitfall – verbrauchte Teile ersetzen, die für die 
Nutzungsdauer bestimmend sind). Soweit die Kosten weder zu einer Wesensänderung der vermieteten Räume noch 
zu einer Erweiterung der Nutzfläche führen und mit ihnen auch keine Veränderung des Standards des 
Vermietungsobjekts einhergeht, liegt keine Herstellungsmaßnahme vor. Die entstandenen Aufwendungen konnten 
deshalb uneingeschränkt als sofort abziehbare Erhaltungsaufwendungen berücksichtigt werden. 

Eine wesentliche Verbesserung und damit Herstellungsaufwand ist bei einem Wohngebäude aber immer dann 
gegeben, wenn der Gebrauchswert (d. h. das Nutzungspotential) des Gebäudes durch die Baumaßnahmen in 
bestimmter Weise angehoben wird. Das setzt allerdings voraus, dass mindestens drei der Kernbereiche der 
Ausstattung einer Wohnung, nämlich Elektro-, Heizungs-, Sanitärinstallationen und Fenster, von Grund auf erneuert 
werden (sog. Standardsprung). 

6.  Grunderwerbsteuerpflichtig: Entgelt für Solaranlage 
Beim Hauskauf gehört der auf die Solaranlage entfallende Kaufpreisanteil zur grunderwerbsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage, denn Solaranlagen werden meist zur Ergänzung der Wärmeversorgung eingesetzt und sind 
vergleichbar mit Heizungsanlagen. Diese sind Gebäudebestandteile, gehören damit zum Grundstück und unterliegen 
somit der Grunderwerbsteuer. 

7.  Wohnungseigentümer: Behandlung der Instandhaltungsrücklage – 
Werbungskosten 

Das Wohnungseigentumsgesetz wurde zum 01.07.2007 geändert, wodurch u. a. die Verwaltung der 
Eigentumswohnungen durch einfachere Beschlussfassungen der Eigentümergemeinschaft erleichtert wird. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung hat die Gesetzesänderung keine Auswirkung auf die steuerliche Behandlung der 
Instandhaltungsrücklage. Für diese gilt weiterhin folgendes: Die Beiträge zur Instandhaltungsrücklage gehen mit ihrer 
Zahlung durch den einzelnen Wohnungseigentümer in die Rechtszuständigkeit der 
Wohnungseigentümergemeinschaft über. Aufgrund ihrer Bindung im Verwaltungsvermögen, über das der einzelne 
Wohnungseigentümer nicht allein verfügen kann, fließen diese Beträge zwar aus dem frei verfügbaren Vermögen 
des einzelnen Wohnungseigentümers ab. 
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Gleichwohl können diese Beträge zum Zeitpunkt der Zuführung zur Instandhaltungsrücklage noch nicht als 
Werbungskosten abgezogen werden. 

Die geleisteten Beträge können beim einzelnen Wohnungseigentümer steuerlich erst dann als Werbungskosten 
berücksichtigt werden, wenn der Verwalter sie tatsächlich für die Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums oder 
für andere Maßnahmen, die die Erzielung von Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung bezwecken oder durch 
sie veranlasst sind, verausgabt hat. Im Jahr der Verausgabung sind die Beträge den einzelnen 
Wohnungseigentümern entsprechend ihrem Miteigentumsanteil zuzurechnen. 

Hinweis: 

Ergänzend ist im Zusammenhang mit der Instandhaltungsrücklage zu beachten, dass bei der 
Veräußerung einer Eigentumswohnung (ETW) das Miteigentum an einer bereits bestehenden 
Instandhaltungsrücklage zwangsläufig auf den Erwerber mit der Folge übergeht, dass ein Teil des 
Kaufpreises grundsätzlich auch auf die Instandhaltungsrücklage entfällt, auch wenn das Guthaben 
ohne besondere Gegenleistung auf den Käufer übergehen soll. Dies hat zur Folge, dass beim 
Erwerber stets der, um die erworbene anteilige Instandhaltungsrücklage gekürzte Kaufpreis für die 
ETW in die Bemessungsgrundlage für die AfA einzubeziehen ist. Beim Veräußerer ist der auf den 
Erwerber übertragene Anteil an der Instandhaltungsrücklage im Zeitpunkt der Veräußerung nicht als 
Werbungskosten abzugsfähig, da er insoweit seine Rechtsposition entgeltlich auf den Erwerber 
übertragen hat. 
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E. Informationen für Kapitalanleger 

1.  Die neue Abgeltungsteuer 
Mit dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 wurde eine Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge eingeführt. Dies 
hat für alle Kapitalanleger weitreichende Konsequenzen. 

Ab 2009 werden Kapitalerträge von Privatpersonen mit einem fixen (abgeltenden) Steuersatz von 25 % 
versteuert. Die Abgeltungsteuer wird künftig durch den Schuldner der Kapitalerträge oder durch die inländische Bank 
(auszahlende Stelle) einbehalten und abgeführt. Mit diesem Steuerabzug ist die Steuerschuld abgegolten, d. h. die 
Erträge müssen grundsätzlich nicht mehr gegenüber dem Finanzamt erklärt werden. 

Achtung: 

Ab dem 01.01.2009 entfällt damit auch das bekannte Halbeinkünfteverfahren und folglich auch die 
hälftige Steuerbefreiung für Dividenden, die im Privatvermögen gehalten werden. Auch hier gilt dann 
grundsätzlich die neue Abgeltungsteuer. 

Mit der Einführung der Abgeltungsteuer fällt auch die sogen. Spekulationsfrist weg, so dass auch Gewinne aus 
langjährigem Aktienbesitz zu einer Versteuerung führen können. Eine Ausnahme besteht jedoch für Aktien, Fonds 
und Wertpapiere, welche vor dem 01.01.2009 erworben wurden. Diese unterliegen einem Bestandsschutz. Folgende 
Besonderheiten sind in diesem Zusammenhang zu beachten: 

a) Die Wahlveranlagung (tarifliche Steuer) und die Abgeltungsteuer 

Nach § 32 d Abs. 6 EStG kann der Anleger seine Einkünfte aus Kapitalvermögen den allgemeinen 
einkommensteuerrechtlichen Regelungen zur Ermittlung der tariflichen Einkommensteuer unterwerfen. Damit wird 
für Steuerpflichtige, deren persönlicher Steuersatz niedriger als der Abgeltungsteuersatz ist, die Möglichkeit 
geschaffen, dass ihre Einkünfte aus Kapitalvermögen diesem niedrigeren Steuersatz unterworfen werden. Diese 
Wahlmöglichkeit kann nur einheitlich für alle Kapitalerträge ausgeübt werden und muss vom Anleger im Rahmen 
seiner Veranlagung geltend gemacht werden. Zusammenveranlagte Ehegatten können den Antrag nur für sämtliche 
ihrer Kapitaleinkünfte stellen. 

Das Finanzamt prüft im Rahmen der Steuerfestsetzung von Amts wegen, ob die Anwendung der allgemeinen 
Regelungen zu einer niedrigeren Steuerfestsetzung führt (Günstigerprüfung). Sollte dies nicht der Fall sein, weil der 
persönliche Steuersatz des Steuerpflichtigen über dem Abgeltungsteuersatz liegt, gilt der Antrag als nicht gestellt. 

b) Die Wahlveranlagung (mit besonderem Steuersatz von 25 %) 

§ 32d Absatz 4 EStG gewährt dem Steuerpflichtigen für Kapitaleinkünfte, die der Kapitalertragsteuer unterlegen 
haben, das Wahlrecht, diese im Rahmen seiner Veranlagung zum Abgeltungsteuersatz von 25 % geltend zu 
machen. Dies wird insbesondere in den Fällen sinnvoll sein, in denen einzelne Tatbestände beim 
Kapitalertragsteuerabzug nicht berücksichtigt werden können. 

Beispiele: 

- Verlustvortrag nach § 20 Abs. 6 EStG, 

- nicht ausgeschöpfter Sparer-Pauschbetrag, 

- Berücksichtigung weiterer ausländischer Steuern, 

- Verrechnung positiver Einkünfte aus einem Bankdepot mit negativen Einkünften aus einem anderen 
Depot. 

Da die Kapitalertragsteuer auf die hier geltend gemachten Einkünfte höher ist als der bei der Steuerfestsetzung 
zugrunde gelegte Betrag, wird die Kapitalertragsteuer auf die Einkommensteuer angerechnet und somit zu einer 
verminderten Einkommensteuer führen. 

c) Pflichtveranlagung 

Unterliegen die Kapitalerträge nicht der Kapitalertragsteuer, müssen diese in der Einkommensteuererklärung 
angegeben werden. 
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Dies gilt zum Beispiel für: 

- vereinnahmte Zinserträge auf Privatdarlehen, 

- Veräußerungsgewinne aus GmbH-Anteilen (die nicht § 17 EStG unterliegen), 

- dem Verkauf von Kapitallebensversicherungen oder 

- für Kapitaleineinkünfte, die in einem ausländischen Depot erzielt werden. 

Die Einkünfte unterliegen dem Steuersatz von 25 % (§ 32 d Abs. 1 EStG), d.h. es macht im Ergebnis keinen 
Unterschied, ob die Erträge dem Steuerabzug unterliegen oder nicht. 

Die tarifliche Einkommensteuer wird insoweit zur Ermittlung der festzusetzenden Steuer erhöht. 

d) Welche Erträge fallen unter die Abgeltungsteuer? 

Unter die neue Abgeltungsteuer fallen alle laufenden privaten Kapitalerträge (z.B. Dividenden und Zinsen).  

Der Abgeltungsteuer unterliegen künftig grundsätzlich auch alle Erträge aus der Veräußerung von Kapitalanlagen (z. 
B. Aktien). Auf Grund dessen sind solche Erträge unabhängig von einer Haltedauer steuerpflichtig. Allerdings sind 
die bis Ende 2008 erworbenen Kapitalanlagen größtenteils von der neuen Rechtslage ausgenommen, d. h. die 
Erträge aus der Veräußerung können häufig auch noch ab 2009 steuerfrei realisiert werden. Eine Versteuerung kann 
für diese Erträge allenfalls nach der alten Rechtslage im Rahmen eines privaten Veräußerungsgeschäfts nach § 23 
EStG in Betracht kommen. 

e) Greift die Abgeltungsteuer auch für ein betriebliches Bankkonto eines Einzelunternehmers? 

Die Kapitalertragsteuer hat für betriebliche Einkünfte keine abgeltende Wirkung. Nach der gesetzlichen Konzeption 
der Abgeltungsteuer gilt diese nur für Einkünfte, die keiner anderen Einkunftsart als Kapitalvermögen zuzurechnen 
sind. Diese Erträge müssen daher nach wie vor in der Gewinnermittlung erfasst werden. Allerdings wird für diese 
betrieblichen Einkünfte auch eine Kapitalertragsteuer i. H. v. 25 % erhoben. Diese Steuer aber wird im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung angerechnet. 

f) Ab wann findet die neue Abgeltungsteuer Anwendung? 

Grundsätzlich finden die neuen Regelungen zur Abgeltungssteuer auf jegliche Kapitalerträge, die nach dem 
31.12.2008 zufließen Anwendung. Allerdings ist eine Reihe von Besonderheiten zu beachten, für die eigens ein 
besonderer (!) Paragraph in das Einkommensteuergesetz aufgenommen wurde. Hiernach gilt u. a. folgendes: 

 Veräußerung von Wertpapieren, stillen Beteiligungen, Termingeschäften (ohne 
Finanzinnovationen) 

Wenn die Rechte bzw. Wertpapiere vor dem 01. 01. 2 009 angeschafft wurden, kommt die neue Abgeltungsteuer 
nicht in Betracht. In diesen Fällen ist jedoch stets zu prüfen, ob ein privates Veräußerungsgeschäft nach § 23 EStG 
in der alten Fassung vorliegt. 

 Veräußerung von Finanzinnovationen 

Die neue Abgeltungsteuer ist auf alle Erträge anzuwenden, die nach dem 31.01.2008 zufließen. 

Alle Informationen sind nach bestem Wissen ausgearbeitet. Eine Haftung kann jedoch nicht 
übernommen werden. 


